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Tarif OLGAflex 
Pflegetagegeldversicherung 

Fassung Januar 2017 

Wesentliche Merkmale des Tarifs OLGAflex 

Pflegetagegeld 

in Abhängigkeit des Pflegegrades 
• für jeden Tag der Pflegebedürftigkeit bzw. 
• 100% bei vollstationärer Pflege ab Pflege-

grad 2 

Assistanceleistungen 

• Benennung und Vermittlung von Dienstleistern 

Mehrfachleistung 

• einmalig 3-facher versicherter Tagessatz bei 
erstmaliger Pflegebedürftigkeit in Pflege-
grad 4 bzw. 5 

• 150 Tage zusätzliches Pflegetagegeld bei un-
fallbedingter Pflegebedürftigkeit 

Alternativ-Begutachtung 

• nach ADL (activities of daily living) 
• nach Reisberg-Scala bei eingeschränkter All-

tagskompetenz 

Beitragsgutschrift 

• bei Pflegebedürftigkeit in Pflegegrad 4 bzw. 5 
wird die tarifliche Leistung um den zu zahlen-
den Beitrag aufgestockt 
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Teil III der Allgemeinen Versicherungsbedingungen  

Der Tarif (Teil III der Allgemeinen Versicherungsbedingungen) gilt nur in Verbindung mit Teil I (Musterbe-
dingungen 2017 des Verbandes der privaten Krankenversicherung für die ergänzende Pflege-Krankenver-
sicherung [MB/EPV 2017]) und Teil II (Tarifbedingungen [TB/EPV 2013]) der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen. 

Der Tarif OLGAflex steht in 2 Tarifstufen zur Verfü-
gung: 

•  Tarifstufe OLGAflex.AR mit Bildung von 
Alterungsrückstellungen ab dem 
21. Lebensjahr, und 

• Tarifstufe OLGAflex.Ri ohne Bildung von Alte-
rungsrückstellungen. 

Beide Tarifstufen sind mit Ausnahme der in Ab-
schnitt I. und V. beschriebenen Abweichungen iden-
tisch. 

I. Versicherungsfähigkeit 

Versicherungsfähig sind Personen, die bei Versiche-
rungsbeginn im Tätigkeitsgebiet des Versicherers 
wohnen und zu diesem Zeitpunkt in der deutschen 
sozialen Pflege-Pflichtversicherung (SPV) oder pri-
vaten Pflege-Pflichtversicherung (PPV) versichert 
sind. 

Die Versicherungsfähigkeit in Tarifstufe OLGA-
flex.Ri ist dabei auf Personen mit einem Eintrittsal-
ter von 21 bis 60 Jahren begrenzt. 

II. Versicherungsleistungen 

1. Pflegetagegeld 

Das Pflegetagegeld wird ohne Kostennachweis und 
ohne zeitliche Begrenzung für jeden Tag der Pflege-
bedürftigkeit in den Pflegegraden 1 bis 5 gezahlt. 

Maßgeblich für die Einordnung in einen der nachste-
hend genannten Pflegegrade einschließlich der 
Pflegebedürftigkeit in häuslicher, teilstationärer 
oder vollstationärer Pflege ist die vorgenommene 
Einstufung durch die SPV oder PPV (siehe II.2. des 
Tarifs) bzw. durch einen gemäß § 6 (4) TB/EPV 2013 
beauftragten Gutachter.  

Alternativ kann auf Antrag die Begutachtung gemäß 
II.3. des Tarifs gewählt werden.  

Das Pflegetagegeld beträgt abhängig vom Pflege-
grad  

• in häuslicher oder teilstationärer Pflege in 
• Pflegegrad 1 10% 
• Pflegegrad 2 30% 
• Pflegegrad 3 70% 
• Pflegegrad 4 100% 
• Pflegegrad 5 100% 

• in vollstationärer Pflege in  
• Pflegegrad 1 10% 
• Pflegegrad 2-5 100% 

des versicherten Tagessatzes. 

Häusliche Pflege liegt vor, wenn die versicherte Per-
son zu Hause entweder durch eine erwerbsmäßig tä-
tige Pflegefachkraft oder durch andere Personen 
(z.B. Familienangehörige, Freunde, Nachbarn, sons-
tige ehrenamtliche Helfer) gepflegt wird. 

Teilstationäre Pflege liegt vor, wenn sich die versi-
cherte Person tagsüber oder nachts in einer statio-
nären Pflegeeinrichtung (Pflegeheim) der Tages- 
oder Nachtpflege befindet. 

Vollstationäre Pflege liegt vor, wenn sich die versi-
cherte Person ganztägig in einer stationären Pflege-
einrichtung (Pflegeheim) befindet. 

Stationäre Pflegeeinrichtungen sind selbstständig 
wirtschaftende Einrichtungen, in denen Pflegebe-
dürftige unter ständiger Verantwortung einer aus-
gebildeten Pflegefachkraft gepflegt werden und 
ganztägig untergebracht und verpflegt werden kön-
nen. 

Stationäre Einrichtungen, in denen die Leistungen 
zur medizinischen Vorsorge, zur medizinischen Re-
habilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben oder am 
Leben in der Gemeinschaft, die schulische Ausbil-
dung oder die Erziehung kranker oder behinderter 
Menschen im Vordergrund des Zweckes der Einrich-
tung stehen, sowie Krankenhäuser sind keine Pfle-
geeinrichtungen im Sinne des Abs. 2. 
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2. Einstufung durch die SPV/PPV 

Pflegebedürftige Personen werden dem Pflege-
grad 1 bis 5 gemäß §§ 14 und 15 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB XI, siehe Anhang) bzw. ge-
mäß § 1 Abs. 6, 7, 9 und 10 der MB/PPV 2017 (siehe 
Anhang) zugeordnet. 

3. Einstufung durch Alternativ-Begutachtung 

3.1 Die versicherte Person kann sich auf Basis des 
Gutachtens zur Einstufung in der SPV/PPV entwe-
der nach den Kriterien gemäß II.3.3 oder II.3.4 dieses 
Tarifs alternativ begutachten lassen.  

Diese alternative Begutachtung ersetzt hinsichtlich 
des Leistungsanspruches aus diesem Tarif das Er-
gebnis der SPV-/PPV-Einstufung 

• bei Antragstellung auf alternative Begutach-
tung innerhalb von 3 Monaten nach der Erstbe-
gutachtung zur SPV-/PPV-Einstufung rückwir-
kend zum Antrag auf Feststellung der Pflege-
bedürftigkeit in der SPV/PPV, 

• bei späterer Antragstellung ab dem Antrag auf 
alternative Begutachtung. 

Die versicherte Person kann den Antrag auf Alterna-
tiv-Begutachtung jederzeit – auch nur für die Zu-
kunft – widerrufen. 

Finden weitere Begutachtungen zur Einordnung in 
einen Pflegegrad in der SPV/PPV statt (Folgebegut-
achtungen), sind diese Gutachten dem Versicherer 
innerhalb von 3 Monaten nach der jeweiligen Folge-
begutachtung vorzulegen. In diesem Fall wird die 
Einstufung nach der Alternativ-Begutachtung lü-
ckenlos unter Berücksichtigung der Folgebegutach-
tung fortgeführt. Bei verspäteter Vorlage endet die 
Einstufung nach Alternativ-Begutachtung rückwir-
kend zum Zeitpunkt der Folgebegutachtung und die 
Einordnung erfolgt wieder gemäß II.2. des Tarifs. Ein 
erneuter Antrag auf alternative Begutachtung ist 
möglich. 

3.2 Für die Alternativ-Begutachtung sind dem Ver-
sicherer die im Rahmen der SPV/PPV erstellten Gut-
achten zur Verfügung zu stellen. Der Versicherer 
kann für die Alternativ-Begutachtung einen weite-
ren Gutachter beauftragen.  

3.3 Alternativ-Begutachtung nach ADL 
(activities of daily living) 

Die Leistungen nach ADL sind davon abhängig, dass 
der Versicherte in mindestens 3 der nachstehend 

aufgeführten 6 Verrichtungen des täglichen Lebens 
auch bei Einsatz technischer und medizinischer 
Hilfsmittel in erheblichem Umfang täglich der Hilfe 
einer anderen Person bedarf: 

An- und Auskleiden: 1 Punkt 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person – 
auch bei Benutzung krankengerechter Kleidung – 
sich nicht ohne Hilfe einer anderen Person an- oder 
auskleiden kann. 

Einnehmen von Mahlzeiten und Getränken:1 Punkt 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person – 
auch bei Benutzung krankengerechter Essbestecke 
und Trinkgefäße – nicht ohne fremde Hilfe bereits 
vorbereitete essfertige Nahrung und Getränke auf-
nehmen kann. 

Waschen (Körperpflege): 1 Punkt 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person – 
auch bei Benutzung von Hilfsmitteln wie Wannen-
griff oder Wannenlift – sich nicht ohne Hilfe einer 
anderen Person so waschen kann, dass ein akzep-
tables Maß an Körperhygiene gewahrt bleibt. 

Fortbewegen im Zimmer: 1 Punkt 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person – 
auch bei Inanspruchnahme einer Gehhilfe oder eines 
Rollstuhls – die Unterstützung einer anderen Person 
benötigt, um sich an ihrem gewöhnlichen Aufent-
haltsort auf ebener Oberfläche von Zimmer zu Zim-
mer fortzubewegen. 

Aufstehen und Zu-Bett-Gehen: 1 Punkt 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person 
nur mit Hilfe einer anderen Person das Bett verlas-
sen oder in das Bett gelangen kann. 

Verrichten der Notdurft: 1 Punkt 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person 
die Unterstützung einer anderen Person benötigt, 
weil sie sich nach dem Stuhlgang nicht allein säubern 
kann, ihre Notdurft nur unter Zuhilfenahme einer 
Bettschüssel verrichten kann oder weil der Darm 
bzw. die Blase nur mit fremder Hilfe entleert wer-
den kann. 

Besteht eine Inkontinenz des Darms bzw. der Blase, 
die durch die Verwendung von Hilfsmitteln wie Win-
deln, speziellen Einlagen, einem Katheter oder ei-
nem Kolostomiebeutel ausgeglichen werden kann, 
liegt hinsichtlich der Verrichtung der Notdurft keine 
Pflegebedürftigkeit vor, solange die versicherte 
Person bei Verwendung dieser Hilfsmittel zur Ver-
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richtung der Notdurft nicht auf die Hilfe einer ande-
ren Person angewiesen ist. 

Das Pflegetagegeld richtet sich nach der Anzahl der 
erreichten Punkte und beträgt 

• bei häuslicher oder teilstationärer Pflege: 
• bei 3 Punkten 30% 
• bei 4 bis 5 Punkten 70% 
• bei 6 Punkten 100% 

• bei vollstationärer Pflege: 
• bei 3 bis 6 Punkten 100% 

des versicherten Tagessatzes. 

3.4 Alternativ-Begutachtung aufgrund 
eingeschränkter Alltagskompetenz 
(Demenz) nach Reisberg 

Eine Leistung infolge eingeschränkter Alltagskom-
petenz (Demenz) setzt den Verlust geistiger Fähig-
keiten durch Krankheit oder Körperverletzung vo-
raus, die sich auf das Denk-, Erkennungs-, Erinne-
rungs- und Orientierungsvermögen der versicher-
ten Person auswirken und sie oder andere erheblich 
gefährdet und deshalb dauernder Beaufsichtigung 
bedarf. 

Die Diagnose der demenziellen Erkrankung und die 
Beurteilung des Schweregrades der kognitiven Be-
einträchtigung müssen unter Nutzung zeitgemäßer 
Diagnoseverfahren und standardisierter Testver-
fahren von einem Facharzt für Neurologie durchge-
führt werden. Es muss mindestens mittelschwere 
Demenz (Schweregrad 5) gemäß der Global Deteri-
oration Scale nach Reisberg (siehe Anhang) vorlie-
gen. 

Das Pflegetagegeld beträgt 30% des versicherten 
Tagessatzes. 

4. Assistanceleistungen 

4.1 Nach Eintritt des Versicherungsfalls hat die ver-
sicherte Person Anspruch auf die Benennung und 
Vermittlung von Dienstleistern für: 

• ambulante häusliche Pflegedienste, 
• Pflegeheimplätze, 
• Fahrdienste zu Ärzten und Behörden, 
• die Anlieferung von Mahlzeiten (sog. „Essen auf 

Rädern“), 
• die Besorgung der Einkäufe (Gegenstände des 

täglichen Bedarfs),  

• das Bringen und Abholen von Reinigungswä-
sche, 

• eine Haushaltshilfe, 
• einen Haus-Notrufdienst, 
• die Beratung rund um das Thema Pflege, 
• die Unterstützung für das Ausfüllen von Anträ-

gen, 
• Pflegeschulungen für Angehörige, 
• die Haustierbetreuung, 
• die Garten- und Grundstückspflege. 

4.2 Die unter II.4.1 des Tarifs genannten Dienstleis-
tungen werden innerhalb von 24 Stunden nach der 
Auftragserteilung benannt oder vermittelt (mit Aus-
nahme der Pflegeheimplätze). 

4.3 Ein Anspruch auf die Assistanceleistungen be-
steht, sofern die benannte oder vermittelte Dienst-
leistung in Deutschland durchgeführt wird. 

4.4 Die von den Dienstleistern erhobenen Entgelte 
sind nicht Gegenstand der tariflichen Leistung. 

4.5 Werden Dienstleistungen gemäß II.4.1 des Ta-
rifs nicht mehr angeboten oder sind neue Dienstleis-
tungen auf dem allgemeinen Markt für Gesundheits-
dienstleistungen verfügbar, gilt dies als Änderung 
im Sinne von § 18 MB/EPV 2017 mit der Folge, dass 
die Auswirkungen auf die Leistungen und Beiträge 
dieses Tarifs überprüft und jeweils mit Zustimmung 
eines unabhängigen Treuhänders angepasst werden 
können. 

5. Mehrfachleistung bei erstmaliger 
Pflegebedürftigkeit in Pflegegrad 4 bzw. 5 

5.1 Einmalig beim erstmaligen Eintritt in einen der 
beiden Pflegegrade 4 oder 5 bzw. bei erstmaligem 
Erreichen von 6 Punkten gemäß II.3.3 dieses Tarifs 
leistet der Versicherer in den ersten 30 Tagen des 
Leistungsanspruchs anstatt der tariflichen Leistung 
das 3-fache des versicherten Tagessatzes. 

5.2 Einmalig bei erstmaligem  

• Eintritt der Pflegebedürftigkeit in einen der 
beiden Pflegegrade 4 oder 5 bzw. 

• Erreichen von 6 Punkten gemäß II.3.3 dieses Ta-
rifs 

unmittelbar durch und innerhalb von 6 Monaten 
nach einem Unfall leistet der Versicherer abwei-
chend von II.5.1 des Tarifs  



 

Hallesche 
Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit 

PM 94u – 04.25 
Seite 5 von 10 

 

• in den ersten 30 Tagen des Leistungsanspruchs 
anstatt der tariflichen Leistung das 4-fache des 
versicherten Tagessatzes,  

• für weitere 120 Tage des Leistungsanspruches 
das 2-fache des versicherten Tagessatzes. 

Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person 
durch ein plötzlich von außen auf ihren Körper wir-
kendes Ereignis (Unfallereignis) unfreiwillig eine Ge-
sundheitsschädigung erleidet. Gesundheitsschäden 
durch Unfälle, die die versicherte Person bei recht-
mäßiger Verteidigung oder bei Bemühung zur Ret-
tung von Menschenleben, Sachen oder Tieren erlei-
det, gelten als unfreiwillig eingetreten. Tierstiche 
oder –bisse, in deren Folge Pflegebedürftigkeit ein-
tritt, gelten ebenfalls als Unfallereignis. 

5.3 Während der Vertragslaufzeit kann nur eine 
Mehrfachleistung je versicherter Person in An-
spruch genommen werden. 

6. Beitragsgutschrift 

6.1 Besteht bei einer versicherten Person Pflege-
bedürftigkeit in Pflegegrad 4 oder 5 bzw. hat sie 
6 Punkte gemäß II.3.3 dieses Tarifs erreicht, wird die 
tarifliche Leistung um den für diese Person zu zah-
lenden Beitrag aufgestockt. Mehrfachleistungen 
gemäß II.5. des Tarifs bleiben hierbei unberücksich-
tigt. 

6.2 Diese Beitragsgutschrift beginnt am Monats-
ersten nach der Einordnung mindestens in Pflege-
grad 4 bzw. bei Erreichen von 6 Punkten gemäß 
II.3.3 dieses Tarifs. Sie erlischt mit Ende des Monats, 
in dem die Leistung weder für Pflegegrad 4 noch für 
Pflegegrad 5 bzw. für 6 Punkte gemäß II.3.3 des Ta-
rifs erbracht wird. 

III. Erhöhung des Pflegetagegeldes 

1.1 Das vereinbarte Pflegetagegeld erhöht sich 
ohne erneute Gesundheitsprüfung – auch nach Ein-
tritt der Pflegebedürftigkeit – wie folgt: 

Zum 1. Juli des zweiten Kalenderjahres, das auf die 
erstmalige Aufnahme in diesen Tarif folgt, danach 
alle 2 Jahre jeweils zum 1. Juli, wird das zuletzt ver-
einbarte Pflegetagegeld um 5% erhöht. Die Erhö-
hung des Pflegetagegeldes wird auf volle 1 € aufge-
rundet. 

1.2 Der Beitrag für das hinzukommende Pflegeta-
gegeld wird nach dem zum Zeitpunkt der Leistungs-

anpassung erreichten tariflichen Eintrittsalter der 
versicherten Person berechnet. Bisher vereinbarte 
Zuschläge werden im gleichen Verhältnis erhöht wie 
der Tarifbeitrag. 

1.3 Die Erhöhung wird dem Versicherungsnehmer 
spätestens einen Monat vor Wirksamwerden mitge-
teilt. Die Erhöhung gilt als vom Versicherungsneh-
mer angenommen, wenn er ihr nicht innerhalb von 
2 Monaten nach Wirksamwerden schriftlich wider-
spricht. 

1.4 Das Recht auf weitere Erhöhungen des Pflege-
tagegeldes nach III.1.1 des Tarifs für eine versicherte 
Person erlischt, wenn der Versicherungsnehmer für 
diese versicherte Person mehr als zweimal unmittel-
bar hintereinander widersprochen hat. Das Recht 
kann über eine Gesundheitsprüfung mit der Zustim-
mung des Versicherers neu erworben werden. Hat 
der Versicherungsnehmer bereits zweimal unmittel-
bar hintereinander widersprochen, weist der Versi-
cherer ihn im Rahmen der folgenden Dynamisierung 
auf die Konsequenzen eines dritten Widerspruches 
hin. 

IV. Abweichungen von den  
MB/EPV 2017 

1. Abweichend von § 5 (1b) MB/EPV 2017 leistet 
dieser Tarif auch für Versicherungsfälle, die auf 
Sucht oder bedingtem Vorsatz beruhen. 

2. Abweichend von § 5 (1f) MB/EPV 2017 leistet 
dieser Tarif auch bei Durchführung einer stationä-
ren Heilbehandlung im Krankenhaus, stationären 
Rehabilitationsmaßnahme sowie Kur- und Sanatori-
umsbehandlung, sofern die Pflegebedürftigkeit 
schon vor Beginn der stationären Heilbehandlung 
im Krankenhaus, stationären Rehabilitationsmaß-
nahme bzw. Kur- und Sanatoriumsbehandlung gut-
achterlich festgestellt wurde. Wurden vor Beginn 
der stationären Heilbehandlung im Krankenhaus, 
stationären Rehabilitationsmaßnahme oder Kur- 
und Sanatoriumsbehandlung bereits tarifliche Leis-
tungen bezogen, werden diese weiterhin erbracht. 

Darüber hinaus verzichtet der Versicherer auf die 
Anzeige einer stationären Heilbehandlung im Kran-
kenhaus, stationären Rehabilitationsmaßnahme so-
wie Kur- und Sanatoriumsbehandlung gemäß § 9 (2) 
MB/EPV 2017. 
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3. Abweichend von § 14 (1) MB/EPV 2017 verzich-
tet der Versicherer auch in Tarifstufe OLGAflex.Ri 
auf das ordentliche Kündigungsrecht. 

V. Besondere Bestimmungen 

1. Beginn und Ende der Versicherung in 
Tarifstufe OLGAflex.Ri 

1.1 Versicherungsfähige Personen können bis zum 
Ablauf des Jahres, in dem sie das 60. Lebensjahr 
vollenden, in Tarifstufe OLGAflex.Ri aufgenommen 
werden. 

1.2 Die Versicherung in Tarifstufe OLGAflex.Ri en-
det spätestens zum 31.12. des Jahres, in dem die 
versicherte Person das 60. Lebensjahr vollendet. 

2. Planmäßige Umstellung 

2.1 Das nach Tarifstufe OLGAflex.Ri versicherte 
Pflegetagegeld wird planmäßig – auch nach Eintritt 
der Pflegebedürftigkeit – in Tarifstufe OLGAflex.AR 
wie folgt umgestellt: 

2.1.1 Zum 1. Juli des fünften Kalenderjahres, das auf 
die Aufnahme in diesen Tarif folgt, danach alle 
2 Jahre jeweils zum 1. Juli, werden 10 € des in Tarif-
stufe OLGAflex.Ri versicherten Tagegeldes in die 
Tarifstufe OLGAflex.AR umgestellt, höchstens je-
doch das versicherte Tagegeld in Tarifstufe OLGA-
flex.Ri. 

2.1.2 Vollendet die versicherte Person das 60. Le-
bensjahr, bevor das in Tarifstufe OLGAflex.Ri versi-
cherte Tagegeld vollständig umgestellt ist, erfolgt 
die Umstellung des verbleibenden Tagegeldes zum 
1. Januar des Jahres, das auf die Vollendung des 
60. Lebensjahres folgt. 

2.2 Der Beitrag für das hinzukommende Pflegeta-
gegeld nach Tarifstufe OLGAflex.AR wird nach dem 
zum Zeitpunkt der Umstellung erreichten tariflichen 
Eintrittsalter der versicherten Person berechnet.  

2.3 Die Umstellung wird dem Versicherungsneh-
mer spätestens einen Monat vor Wirksamwerden 
mitgeteilt. Die Umstellung gilt als vom Versiche-
rungsnehmer angenommen, wenn er ihr nicht inner-
halb von 2 Monaten nach Wirksamwerden schriftlich 
widerspricht. 

3. Freiwillige Umstellung 

3.1 Der Versicherungsnehmer kann die Umstellung 
in die jeweils andere Tarifstufe frühestens zum 
nächsten Monatsersten verlangen. Das versicherte 
Pflegetagegeld kann dabei auf beide Tarifstufen 
aufgeteilt werden. 

3.2 Eine Umstellung gemäß V.3.1 des Tarifs erfolgt 
ohne erneute Risikoprüfung, sofern das Pflegetage-
geld in der Summe beider Tarifstufen unverändert 
bleibt. Erhöht sich das Pflegetagegeld in der Summe 
beider Tarifstufen, erfolgt eine Risikoprüfung für 
den erhöhten Teil. 

3.3 Der Beitrag für das umgestellte Pflegetagegeld 
richtet sich nach dem zum Zeitpunkt der Umstellung 
erreichten Eintrittsalter.  

3.4 Wird aus Tarifstufe OLGAflex.AR – auch teil-
weise – in Tarifstufe OLGAflex.Ri umgestellt, so 
bleibt die für diesen Teil gebildete Alterungsrück-
stellung erhalten und wird bei einem Rückwechsel 
angerechnet. 

3.5 Endet die Versicherung in Tarifstufe OLGA-
flex.Ri ganz oder teilweise, ohne dass vom Umstel-
lungsrecht Gebrauch gemacht wird, erlöschen alle 
erworbenen Rechte für den beendeten Teil; eine 
Rückzahlung der Beiträge ist ausgeschlossen. 

4. Beitragsfestsetzung 

4.1 Für die Festsetzung der Beiträge gilt als Ein-
trittsalter der Unterschied zwischen dem Geburts-
jahr und dem Kalenderjahr, in dem das Versiche-
rungsverhältnis beginnt bzw. die Umstellung er-
folgt. 

4.2 In Tarifstufe OLGAflex.Ri zahlen Erwachsene 
den Beitrag für die Altersgruppe 21-50 bis zum Ende 
des Jahres, in dem das 50. Lebensjahr vollendet 
wird. Vom Beginn des nächsten Jahres an ist der Bei-
trag für die Altersgruppe 51-60 zu zahlen. 

4.3 Für die Festsetzung der Beiträge in Tarifstufe 
OLGAflex.AR gilt das zum Umstellungszeitpunkt er-
reichte Eintrittsalter. 

VI. Optionsrecht 

Führt der Versicherer in Folge der Änderung der ge-
setzlichen Grundlage in der SPV/PPV für die Einstu-
fung in Pflegegrade neue Tarife ein, haben die ver-
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sicherten Personen die Option, in einen solchen Ta-
rif zu wechseln. 

Das Optionsrecht muss innerhalb von 3 Monaten 
nach Einführung des neuen Tarifs ausgeübt werden. 
Der Versicherungsnehmer wird rechtzeitig vom Ver-
sicherer über die Einführung des neuen Tarifs infor-
miert. 

Die Umstellung erfolgt ohne erneute Gesundheits-
prüfung bis zur Höhe des bisherigen versicherten 
Pflegetagegeldes. Bisher vereinbarte Zuschläge 
können entsprechend geändert werden. 

VII. Anpassung des 
Versicherungsschutzes 

Eine Änderung der gesetzlichen Bestimmungen des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI) gilt, sofern 
sie den Gegenstand des Versicherungsschutzes be-
treffen, ebenfalls als Änderung im Sinne von § 18 
MB/EPV 2017 mit der Folge, dass die Auswirkungen 
auf die Leistung und Beiträge dieses Tarifs über-
prüft und die Beiträge mit Zustimmung eines unab-
hängigen Treuhänders angepasst werden können. 

Anhang 

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
private Pflege-Pflichtversicherung [MB/PPV 
2017] 

§ 1 Gegenstand, Umfang und Geltungsbereich 
des Versicherungsschutzes 

(6) Zur Ermittlung des Pflegegrads sind die bei der 
Begutachtung festgestellten Einzelpunkte in jedem 
Modul zu addieren und dem in der Anlage 1 zu § 15 
SGB XI festgelegten Punktbereich sowie den sich 
daraus ergebenden gewichteten Punkten zuzuord-
nen. Den Modulen 2 und 3 ist ein gemeinsamer ge-
wichteter Punkt zuzuordnen, der aus den höchsten 
gewichteten Punkten entweder des Moduls 2 oder 
des Moduls 3 besteht. Aus den gewichteten Punk-
ten aller Module sind durch Addition die Gesamt-
punkte zu bilden. Auf der Basis der erreichten Ge-
samtpunkte sind pflegebedürftige Personen in ei-
nen der nachfolgenden Pflegegrade einzuordnen: 

1. ab 12,5 bis unter 27 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 1: geringe Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten, 

2. ab 27 bis unter 47,5 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 2: erhebliche Beeinträchtigungen der 
Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten, 

3. ab 47,5 bis unter 70 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 3: schwere Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten, 

4. ab 70 bis unter 90 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 4: schwerste Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten, 

5. ab 90 bis 100 Gesamtpunkten in den Pflege-
grad 5: schwerste Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten mit besonderen 
Anforderungen an die pflegerische Versorgung. 

(7) Pflegebedürftige mit besonderen Bedarfskons-
tellationen, die einen spezifischen, außergewöhn-
lich hohen Hilfebedarf mit besonderen Anforderun-
gen an die pflegerische Versorgung aufweisen, kön-
nen aus pflegefachlichen Gründen dem Pflege-
grad 5 zugeordnet werden, auch wenn ihre Gesamt-
punkte unter 90 liegen. 

(9) Bei pflegebedürftigen Kindern wird der Pflege-
grad durch einen Vergleich der Beeinträchtigungen 
ihrer Selbstständigkeit und ihrer Fähigkeiten mit al-
tersentsprechend entwickelten Kindern ermittelt. 
Im Übrigen gelten die Abs. 4 bis 8 entsprechend. 

(10) Pflegebedürftige Kinder im Alter bis zu 18 Mo-
naten werden abweichend von den Abs. 6, 7 und 9 
Satz 2 wie folgt eingestuft: 

1. ab 12,5 bis unter 27 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 2, 

2. ab 27 bis unter 47,5 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 3, 

3. ab 47,5 bis unter 70 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 4, 

4. ab 70 bis 100 Gesamtpunkten in den Pflege-
grad 5. 

Sozialgesetzbuch (SGB) Elftes Buch (XI) [SGB XI] 

§ 14 Begriff der Pflegebedürftigkeit 
(1) Pflegebedürftig im Sinne dieses Buches sind 
Personen, die gesundheitlich bedingte Beeinträchti-
gungen der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten 
aufweisen und deshalb der Hilfe durch andere be-
dürfen. Es muss sich um Personen handeln, die kör-
perliche, kognitive oder psychische Beeinträchti-
gungen oder gesundheitlich bedingte Belastungen 
oder Anforderungen nicht selbstständig kompen-
sieren oder bewältigen können. Die Pflegebedürf-
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tigkeit muss auf Dauer, voraussichtlich für mindes-
tens sechs Monate, und mit mindestens der in § 15 
festgelegten Schwere bestehen. 

(2) Maßgeblich für das Vorliegen von gesundheit-
lich bedingten Beeinträchtigungen der Selbststän-
digkeit oder der Fähigkeiten sind die in den folgen-
den sechs Bereichen genannten pflegefachlich be-
gründeten Kriterien: 

1. Mobilität: Positionswechsel im Bett, Halten ei-
ner stabilen Sitzposition, Umsetzen, Fortbewegen 
innerhalb des Wohnbereichs, Treppensteigen; 

2. kognitive und kommunikative Fähigkeiten: Er-
kennen von Personen aus dem näheren Umfeld, ört-
liche Orientierung, zeitliche Orientierung, Erinnern 
an wesentliche Ereignisse oder Beobachtungen, 
Steuern von mehrschrittigen Alltagshandlungen, 
Treffen von Entscheidungen im Alltagsleben, Ver-
stehen von Sachverhalten und Informationen, Er-
kennen von Risiken und Gefahren, Mitteilen von ele-
mentaren Bedürfnissen, Verstehen von Aufforde-
rungen, Beteiligen an einem Gespräch; 

3. Verhaltensweisen und psychische Problemla-
gen: motorisch geprägte Verhaltensauffälligkeiten, 
nächtliche Unruhe, selbstschädigendes und autoag-
gressives Verhalten, Beschädigen von Gegenstän-
den, physisch aggressives Verhalten gegenüber an-
deren Personen, verbale Aggression, andere pflege-
relevante vokale Auffälligkeiten, Abwehr pflegeri-
scher und anderer unterstützender Maßnahmen, 
Wahnvorstellungen, Ängste, Antriebslosigkeit bei 
depressiver Stimmungslage, sozial inadäquate Ver-
haltensweisen, sonstige pflegerelevante inadä-
quate Handlungen; 

4. Selbstversorgung: Waschen des vorderen Ober-
körpers, Körperpflege im Bereich des Kopfes, Wa-
schen des Intimbereichs, Duschen und Baden ein-
schließlich Waschen der Haare, An- und Auskleiden 
des Oberkörpers, An- und Auskleiden des Unterkör-
pers, mundgerechtes Zubereiten der Nahrung und 
Eingießen von Getränken, Essen, Trinken, Benutzen 
einer Toilette oder eines Toilettenstuhls, Bewälti-
gen der Folgen einer Harninkontinenz und Umgang 
mit Dauerkatheter und Urostoma, Bewältigen der 
Folgen einer Stuhlinkontinenz und Umgang mit 
Stoma, Ernährung parenteral oder über Sonde, Be-
stehen gravierender Probleme bei der Nahrungsauf-
nahme bei Kindern bis zu 18 Monaten, die einen au-
ßergewöhnlich pflegeintensiven Hilfebedarf auslö-
sen;  

5. Bewältigung von und selbstständiger Umgang 
mit krankheits- oder therapiebedingten Anforde-
rungen und Belastungen:  

a) in Bezug auf Medikation, Injektionen, Versor-
gung intravenöser Zugänge, Absaugen und Sauer-
stoffgabe, Einreibungen sowie Kälte- und Wärmean-
wendungen, Messung und Deutung von Körperzu-
ständen, körpernahe Hilfsmittel,  

b) in Bezug auf Verbandswechsel und Wundver-
sorgung, Versorgung mit Stoma, regelmäßige Ein-
malkatheterisierung und Nutzung von Abführme-
thoden, Therapiemaßnahmen in häuslicher Umge-
bung 

c) in Bezug auf zeit- und technikintensive Maßnah-
men in häuslicher Umgebung, Arztbesuche, Besuche 
anderer medizinischer oder therapeutischer Einrich-
tungen, zeitlich ausgedehnte Besuche medizini-
scher oder therapeutischer Einrichtungen, Besuch 
von Einrichtungen zur Frühförderung bei Kindern 
sowie 

d) in Bezug auf das Einhalten einer Diät oder ande-
rer krankheits- oder therapiebedingter Verhaltens-
vorschriften; 

6. Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kon-
takte: Gestaltung des Tagesablaufs und Anpassung 
an Veränderungen, Ruhen und Schlafen, Sichbe-
schäftigen, Vornehmen von in die Zukunft gerichte-
ter Planungen, Interaktion mit Personen im direkten 
Kontakt, Kontaktpflege zu Personen außerhalb des 
direkten Umfelds. 

(3) Beeinträchtigungen der Selbstständigkeit oder 
der Fähigkeiten, die dazu führen, dass die Haushalts-
führung nicht mehr ohne Hilfe bewältigt werden 
kann, werden bei den Kriterien der in Abs. 2 genann-
ten Bereiche berücksichtigt. 

§ 15 Ermittlung des Grades der Pflegebedürftig-
keit, Begutachtungsinstrument 

(1) Pflegebedürftige erhalten nach der Schwere 
der Beeinträchtigungen der Selbstständigkeit oder 
der Fähigkeiten einen Grad der Pflegebedürftigkeit 
(Pflegegrad). Der Pflegegrad wird mit Hilfe eines 
pflegefachlich begründeten Begutachtungsinstru-
ments ermittelt. 

(2) Das Begutachtungsinstrument ist in sechs Mo-
dule gegliedert, die den sechs Bereichen in § 14 Abs. 
2 entsprechen. In jedem Modul sind für die in den 
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Bereichen genannten Kriterien die in Anlage 1 dar-
gestellten Kategorien vorgesehen. Die Kategorien 
stellen die in ihnen zum Ausdruck kommenden ver-
schiedenen Schweregrade der Beeinträchtigungen 
der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten dar. Den 
Kategorien werden in Bezug auf die einzelnen Krite-
rien pflegefachlich fundierte Einzelpunkte zugeord-
net, die aus Anlage 1 ersichtlich sind. In jedem Modul 
werden die jeweils erreichbaren Summen aus Einzel-
punkten nach den in der Anlage 2 festgelegten 
Punktbereichen gegliedert. Die Summen der Punkte 
werden nach den in ihnen zum Ausdruck kommen-
den Schweregraden der Beeinträchtigungen der 
Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten wie folgt be-
zeichnet: 

1. Punktbereich 0: keine Beeinträchtigungen der 
Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten, 

2. Punktbereich 1: geringe Beeinträchtigungen 
der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten, 

3. Punktbereich 2: erhebliche Beeinträchtigungen 
der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten, 

4. Punktbereich 3: schwere Beeinträchtigungen 
der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten 

und 

5. Punktbereich 4: schwerste Beeinträchtigungen 
der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten.  

Jedem Punktbereich in einem Modul werden unter 
Berücksichtigung der in ihm zum Ausdruck kommen-
den Schwere der Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten sowie der folgen-
den Gewichtung der Module die in der Anlage 2 fest-
gelegten, gewichteten Punkte zugeordnet. Die Mo-
dule des Begutachtungsinstruments werden wie 
folgt gewichtet: 

1. Mobilität mit 10%, 

2. kognitive und kommunikative Fähigkeiten so-
wie Verhaltensweisen und psychische Problemlagen 
zusammen mit 15%, 

3. Selbstversorgung mit 40%, 

4. Bewältigung von und selbstständiger Umgang 
mit krankheits- oder therapiebedingten Anforde-
rungen und Belastungen mit 20%, 

5. Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kon-
takte mit 15%. 

(3) Zur Ermittlung des Pflegegrads sind die bei der 
Begutachtung festgestellten Einzelpunkte in jedem 
Modul zu addieren und dem in der Anlage 1 festge-
legten Punktbereich sowie den sich daraus ergeben-
den gewichteten Punkten zuzuordnen. Den Modu-
len 2 und 3 ist ein gemeinsamer gewichteter Punkt 
zuzuordnen, der aus den höchsten gewichteten 
Punkten entweder des Moduls 2 oder des Moduls 3 
besteht. Aus den gewichteten Punkten aller Module 
sind durch Addition die Gesamtpunkte zu bilden. 
Auf der Basis der erreichten Gesamtpunkte sind 
pflegebedürftige Personen in einen der nachfolgen-
den Pflegegrade einzuordnen: 

1. ab 12,5 bis unter 27 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 1: geringe Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten, 

2. ab 27 bis unter 47,5 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 2: erhebliche Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten, 

3. ab 47,5 bis unter 70 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 3: schwere Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten, 

4. ab 70 bis unter 90 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 4: schwerste Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten, 

5. ab 90 bis 100 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 
5: schwerste Beeinträchtigungen der Selbstständig-
keit oder der Fähigkeiten mit besonderen Anforde-
rungen an die pflegerische Versorgung. 

(4) Pflegebedürftige mit besonderen Bedarfskons-
tellationen, die einen spezifischen, außergewöhn-
lich hohen Hilfebedarf mit besonderen Anforderun-
gen an die pflegerische Versorgung aufweisen, kön-
nen aus pflegefachlichen Gründen dem Pflegegrad 
5 zugeordnet werden, auch wenn ihre Gesamt-
punkte unter 90 liegen. Der Spitzenverband Bund 
der Pflegekassen konkretisiert in den Richtlinien 
nach § 17 Abs. 1 die pflegefachlich begründeten Vo-
raussetzungen für solche besonderen Bedarfskons-
tellationen. 

(5) Bei der Begutachtung sind auch solche Kriterien 
zu berücksichtigen, die zu einem Hilfebedarf führen, 
für den Leistungen des Fünften Buches vorgesehen 
sind. Dies gilt auch für krankheitsspezifische Pflege-
maßnahmen. Krankheitsspezifische Pflegemaßnah-
men sind Maßnahmen der Behandlungspflege, bei 
denen der behandlungspflegerische Hilfebedarf aus 
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medizinisch-pflegerischen Gründen regelmäßig und 
auf Dauer untrennbarer Bestandteil einer pflegeri-
schen Maßnahme in den in § 14 Abs. 2 genannten 
sechs Bereichen ist oder mit einer solchen notwen-
dig in einem unmittelbaren zeitlichen und sachli-
chen Zusammenhang steht. 

(6) Bei pflegebedürftigen Kindern wird der Pflege-
grad durch einen Vergleich der Beeinträchtigungen 
ihrer Selbstständigkeit und ihrer Fähigkeiten mit al-
tersentsprechend entwickelten Kindern ermittelt. 
Im Übrigen gelten die Abs. 1 bis 5 entsprechend. 

(7) Pflegebedürftige Kinder im Alter bis 18 Mona-
ten werden abweichend von den Abs. 3, 4 und 6 Satz 
2 wie folgt eingestuft: 

1. ab 12,5 bis unter 27 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 2, 

2. ab 27 bis unter 47,5 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 3, 

3. ab 47,5 bis unter 70 Gesamtpunkten in den Pfle-
gegrad 4, 

4. ab 70 bis 100 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 
5. 
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